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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 12.11.2008

Norm

AsylG 2005 §10 Abs1

AsylG 2005 §3

AsylG 2005 §8 Abs1

1. AsylG 2005 § 10 heute

2. AsylG 2005 § 10 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

4. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

5. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

6. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

7. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.07.2011 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 38/2011

8. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.04.2009 bis 31.12.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 29/2009

10. AsylG 2005 § 10 gültig von 09.11.2007 bis 31.03.2009 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 75/2007

11. AsylG 2005 § 10 gültig von 01.01.2006 bis 08.11.2007

1. AsylG 2005 § 3 heute

2. AsylG 2005 § 3 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

3. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2016

4. AsylG 2005 § 3 gültig von 20.07.2015 bis 31.05.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 70/2015

5. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2014 bis 19.07.2015 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

6. AsylG 2005 § 3 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

1. AsylG 2005 § 8 heute

2. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.03.2027 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 63/2025

3. AsylG 2005 § 8 gültig ab 12.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 39/2026

4. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.11.2017 bis 11.06.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 145/2017

5. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 84/2017

6. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2014 bis 31.10.2017 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 68/2013

7. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 87/2012

8. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2010 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009

9. AsylG 2005 § 8 gültig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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E10 401.733-1/2008-6E

ERKENNTNIS

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Vorsitzenden und den Richter Mag. R. ENGEL als

Beisitzer im Beisein der Schriftführerin Frau S. DUTZLER über die Beschwerde des G.S., geb. am 00.00.1983, StA.

Armenien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 11.09.2008, FZ. 08 069.461-BAE, in nicht öAentlicher Sitzung

zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8 Abs. 1 Z 1, 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 BGBl I 2005/100 idF BGBl I 2008/4 als

unbegründet abgewiesen.Die Beschwerde wird gemäß Paragraphen 3, 8, Absatz eins, ZiAer eins, 10, Absatz eins, ZiAer

2, AsylG 2005 BGBl römisch eins 2005/100 in der Fassung BGBl römisch eins 2008/4 als unbegründet abgewiesen.

Text

Entscheidungsgründe:

I. Der Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Armenien, brachte am 24.07.2008 beim Bundesasylamt (BAA)

einen Antrag auf internationalen Schutz ein. Dazu wurde er erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von

einem Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen

Bescheid vollständig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.römisch eins. Der

Beschwerdeführer, ein Staatsangehöriger von Armenien, brachte am 24.07.2008 beim Bundesasylamt (BAA) einen

Antrag auf internationalen Schutz ein. Dazu wurde er erstbefragt und zu den im Akt ersichtlichen Daten von einem

Organwalter des BAA niederschriftlich einvernommen. Der Verlauf dieser Einvernahmen ist im angefochtenen

Bescheid vollständig wieder gegeben, weshalb an dieser Stelle hierauf verwiesen wird.

Der BF brachte im Wesentlichen vor, er stamme aus einer armenisch-aserischen Mischehe. Nachdem dieser Umstand

in seinem bisherigen Lebenskreis bekannt wurde, hätte ihn ein Nachbar vorgewarnt, dass man nunmehr beabsichtige,

wegen seiner Abstimmung gegen ihn vorzugehen. Es gäbe Personen, welche immer wieder ÜbergriAe gegen aus

Mischehen stammende Personen durchführen.

Das Bundesasylamt qualiKzierte das Vorbringen des BF als unglaubwürdig und führte die Erwägungen, welche zu

diesem Schluss führen in nachvollziehbarer Weise an.

Der Antrag auf internationalen Schutz wurde folglich mit Bescheid des BAA vom 11.09.2008, Zahl: 08 06.461-BAE,

gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.

§ 8 Abs. 1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien

nicht zugesprochen (Spruchpunkt II.). Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG wurde die Ausweisung aus dem österreichischen

Bundesgebiet nach Armenien verfügt (Spruchpunkt III.).Der Antrag auf internationalen Schutz wurde folglich mit

Bescheid des BAA vom 11.09.2008, Zahl: 08 06.461-BAE, gemäß Paragraph 3, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen und

der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt römisch eins.). Gem. Paragraph 8, Absatz eins, ZiAer

eins, AsylG wurde der Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Armenien nicht

zugesprochen (Spruchpunkt römisch zwei.). Gemäß Paragraph 10, Absatz eins, ZiAer 2, AsylG wurde die Ausweisung

aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Armenien verfügt (Spruchpunkt römisch drei.).

In der in deutscher Sprache abgefassten Beschwerdeschrift brachte der BF -oAensichtlich unterstützt von einer in

Asylfragen versierten Organisation- zusammengefasst vor, das Bundesasylamt hätte nicht ausreichend ermittelt und

darüber hinaus den feststehenden Sachverhalt falsch subsumiert. Das BAA hätte das Recht auf Parteiengehör verletzt,

da dem BF nicht nur das Beweisergebnis sondern auch die Beweisquellen zur Kenntnis gebracht hätten müssen. Der

Vater des BF, ein Aseri wäre 1998 oder 1999 im Zusammenhang mit dem Berg-Karabach-KonLikt weggegangen und

nicht mehr zurückgekehrt. Zuvor hätte er noch den Familiennamen durch das Anhängen der Namensendung "-yan"

ändern lassen. Eine Frau, welche die Mutter Eltern des BF vom früheren Wohnort her gekannt hätte, hätte

herumerzählt, dass der BF aus einer Mischehe stamme. Worauf er von einer Nachbarin vorgewarnt worden wäre, dass

ihn Nationalisten suchten, worauf der BF geLüchtet wäre. Der BF geht oAensichtlich davon aus, dass in Armenien eine

Bürgerkriegssituation herrsche. Auch würden im Herkunftsstaat des BF ständig schwere Menschenrechtsverletzungen

geschehen.

Da der BF über eine befristete Aufenthaltsberechtigung verfüge, wäre dieser zu Unrecht aus dem Bundesgebiet

ausgewiesen worden.

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
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In weiterer Folge wurden die entsprechenden verfahrensrechtlichen Anträge gestellt

Hinsichtlich des weiteren Verfahrensherganges bzw. des Vorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen:römisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Der AsylGH hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben. Der festgestellte Sachverhalt steht aufgrund

der außer Zweifel stehenden Aktenlage (VwGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) fest.

Die vom BAA vorgenommene Beweiswürdigung ist im hier dargestellten Rahmen im Sinne der allgemeinen Denklogik

und der Denkgesetze im Rahmen der freien Beweiswürdigung in sich schlüssig und stimmig

Die freie Beweiswürdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer

Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, führt. Der

Verwaltungsgerichtshof führt dazu präzisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswürdigung nur dann als

erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere

Anhaltspunkte für eine derartige Schlussfolgerung liefern (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,

Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. AuLage, § 45 AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom

29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider vorgebrachten

Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere

Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden

einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, dem Richter ein

empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine höchste, ja auch eine

(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begründen,

(...)".5. AuLage, Paragraph 45, AVG, E 50, Seite 305, führen beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten

Gerichtshofs vom 29.02.1987, Zahl 13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prüfung aller für und wider

vorgebrachten Beweismittel gewonnene freie Überzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare

andere Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den

Methoden einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zugänglich ist, dem

Richter ein empirisch-historischer Beweis genügen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine höchste,

ja auch eine (nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Überzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu

begründen, (...)".

Aus Sicht des Asylgerichtshofes ist unter Heranziehung dieser, von der höchstgerichtlichen Judikatur festgelegten,

Prämissen für den Vorgang der freien Beweiswürdigung dem Bundesasylamt nicht entgegenzutreten, wenn es das

ausreisekausale Vorbringen im dargestellten Ausmaß als nicht glaubhaft qualiKziert. Der Asylgerichtshof schließt sich

daher diesen beweiswürdigenden Argumenten an.

Ergänzend zur Beweiswürdigung des Bundesaylamtes werden noch folgende weitere Erwägungen ausgestellt, welche

eindeutig gegen die Glaubwürdigkeit des Vorbringens des BF sprechen:

Der BF brachte beim Bundesasylamt vor, von 1990 bis 1998 in A. die Grundschule besucht zu haben, was den Schluss

zulässt, dass er bereits in diesem Zeitraum dort wohnte. Andererseits behauptete er, sein Vater hätte [erst] bevor er

wegging, den Namen ändern lassen, was wiederum den Rückschluss zulässt, dass der BF -würde dies tatsächlich

zutreAen- bereits zumindest seit 1990 aufgrund seines Namens in A. und nicht erst an dem von ihm genannten

wesentlich später gelegenen Zeitpunkt als Abkömmling einer gemischt-ethnischen Beziehung erkennbar gewesen

wäre. Hierfür ist auch anzuführen, dass der Vater des BF einen typisch armenischen Vornamen (Sa.) geführt hätte.

Der BF brachte im Rahmen der Erstbefragung vor den Organen des öAentlichen Sicherheitsdienstes vor, er wäre

wegen des Umstandes, dass sein Vater Aserbaidschaner und seine Mutter Armenierin wäre immer diskriminiert

worden, was jedoch mit dem späteren Aussagen des BF nicht vereinbar ist, weil er dann vorbrachte, seine

Abstammung wäre erst kurz vor seiner Abreise bekannt geworden.

Der BF brachte auch auf die Frage, woher er wüsste, dass bärtige Personen in Militäruniform gegen den BF wegen

seiner gemischt-ethnischen Abstammung vorgehen wollen, vor, dies hätten ihn Leute in "Ardaschat" als auch in welche

in Jerewan erzählt. Dies steht jedoch wiederum mit seinen Angaben, seine gemischt-ethnische Abstammung wäre erst

https://www.jusline.at/entscheidung/56668
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/45
https://www.jusline.at/entscheidung/352012
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kurz vor seiner Abreise bekannt geworden in Widerspruch, weil der BF im Rahmen der Schilderung seines Reiseweges

nicht einmal ansatzweise andeutete, noch in Jerewan aufhältig gewesen zu sein, was jedoch Voraussetzung für den von

ihm behaupteten Informationsfluss wäre.

Ein wesentliches Indiz, dass der BF seinen Herkunftsstaat nicht Luchtartig verließ, ist auch der Umstand, dass der BF

oAensichtlich vor seiner Ausreise (ca. 1 bzw. 2 Monate zuvor) noch die Ausstellung eines Führerscheines und einen

übersetzten Auszug aus dem Geburtenregister herbeischaAte. Dies deutet viel mehr auf eine wohl vorbereitete,

geplante und nicht überstürzte Ausreise hin. Neben dem Umstand, dass im Auszug aus dem Geburtenregister

bescheinigt wird, dass am 00.00.1983 die Vaterschaft eines G.Sa. (also schon zum damaligen Zeitpunkt Endung auf -

yan) angegeben wurde ist auch der Umstand erwähnenswert, dass die Angaben zur Vaterschaft von der

unverheirateten Mutter des BF stammen. Einerseits hatte die Mutter des BF zum damaligen Zeitpunkt - welcher nach

dem Zerfall der UdSSR liegen muss, weil nicht von der armenischen bzw. aserbaidschanischen SSR, sondern von den

Republiken Armenien bzw. Aserbaidschan gesprochen wird- keinerlei Bedenken, vor den Behörden die Vaterschaft

eines Aserbaidschaners öAentlich bekannt zu geben und andererseits bestanden im Mai keinerlei Bedenken, die

Ausstellung eines Dokuments zu beantragen, welche die angebliche aserbaidschanische Abstammung dokumentiert

und so die Aufmerksamkeit zumindest eines gewissen Personenkreises auf diese Abstammung richtet. Die

Namensführung des Vater des BF deutet im Rahmen einer Gesamtbetrachtung entgegen den Ausführungen des BF viel

mehr darauf hin, dass dieser ein ethnischer Armenier ist, welcher der armenischen Minderheit in Aserbaidschan

angehörte.

Auf die divergierenden und im gesamten Verfahren nicht aufgeklärten Ungereimtheiten, ob der BF nunmehr von

einem Nachbarn oder einer Nachbarin verraten bzw. gewarnt wurde sei hier ebenfalls noch hingewiesen.

Letztlich wird auf den im erstinstanzlichen Bescheid zitierten Bericht zur FFM Georgien-Armenien-Aserbaidschan

hingewiesen, an der auch der im gegenständlichen Verfahren den Vorsitz führende Richter teilnahm. Obwohl dort eine

Vielzahl von verschiedenen Gesprächspartnern, auch kritische NGOs befragt wurden, konnte kein einziger

Gesprächspartner bestätigen, dass die Angehörigen bzw. Abkömmlinge von armenisch-aserbaidschanischen

Mischehen in Armenien relevanten Schwierigkeiten ausgesetzt wären, geschweige denn, dass irgendwelche bärtige

Paramilitärs oder sonstige Uniformierte durch die Lande ziehen und Jagd auf Angehörige bzw. Abkömmlinge von

Mischehen machen würden. Wenn dies selbst -den Ausführungen des BF folgend- in Jerewan mehr oder weniger

öAentlich bekannt sein soll, müsste davon auszugehen sein, dass dies auch den kontaktierten Gesprächspartnern zu

Ohren gekommen sein müsste dies den Teilnehmern an der FFM mitgeteilt worden wäre.

Wenn der BF in der Berufung vorbringt, dieser würde aus einem Land stammen, in dem eine Bürgerkriegssituation

herrscht, ist dies aufgrund des Berichtsmaterials schlicht nicht nachvollziehbar. Ebenso kann in Bezug auf Armenien

nicht festgestellt werden, dass dort ständig schwere Menschenrechtsverletzungen begangen werden. Soweit es zu

Menschenrechtsverletzungen kommt bzw. kam, etwa im Zusammenhang mit den zuletzt stattgefundenen

Präsidentschaftswahlen, wird darauf hingewiesen, dass der BF keinem Personenkreis angehört, welcher in Armenien

einem erhöhten Risiko von Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt wäre.

Die o.a. Ausführungen werden auch durch das vom BF im Rahmen des Beschwerdeverfahrens vorgelegte

Quellenmaterial nicht in Frage gestellt, da sich dieses auf die zwischen Armenien und Aserbaidschan verfahrene

Situation in Bezug auf Berg-Karabach-KonLikt und dort stattKndende vereinzelte Zwischenfälle an der

Waffenstillstandslinie bezieht, jedoch in keinem Zusammenhang mit dem individuellen Fluchtvorbringen des BFs steht.

Aufgrund der o.a. Ausführungen ist der erkennende Gerichtshof im Rahmen einer Gesamtbetrachtung des

Vorbringens in Verbindung mit dem sonstigen Ermittlungsergebnis, insbesondere in Bezug auf die Lage der

Angehörigen bzw. Abkömmlinge von gemischt-ethnischen Beziehungen in Armenien davon überzeugt, dass die

Angaben des BF nicht mit der Tatsachenwelt übereinstimmen und letztlich aus Opportunitätserwägungen im Hinblick

auf den erwünschten Verfahrenshergang getätigt wurden.

Letztlich ist im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die Beweiswürdigung des BAA in der Beschwerde

auch nicht substantiiert bekämpft wird und auch die überzogen schlechte Darstellung der Lage in Armenien nicht

geeignet erscheint, die erstinstanzlichen Feststellungen zu erschüttern, weshalb der Asylgerichtshof nicht veranlasst

war das Ermittlungsverfahren zu wiederholen bzw. zu ergänzen (vgl. z.B. VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995,

95/19/1046; 30.1.2000, 2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 u.a.).Letztlich ist im Rahmen einer Gesamtschau
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davon auszugehen, dass die Beweiswürdigung des BAA in der Beschwerde auch nicht substantiiert bekämpft wird und

auch die überzogen schlechte Darstellung der Lage in Armenien nicht geeignet erscheint, die erstinstanzlichen

Feststellungen zu erschüttern, weshalb der Asylgerichtshof nicht veranlasst war das Ermittlungsverfahren zu

wiederholen bzw. zu ergänzen vergleiche z.B. VwGH 20.1.1993, 92/01/0950; 14.12.1995, 95/19/1046; 30.1.2000,

2000/20/0356; 23.11.2006, 2005/20/0551 u.a.).

In Bezug auf den in der Berufungsschrift gestellten Beweisantrag auf Ergänzung des Ermittlungsverfahrens

festgehalten, dass hier kein tauglicher Bewesantrag vorliegt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH

nur dann vor, wenn darin sowohl das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind und wenn das

Beweisthema sachverhaltserheblich ist (VwGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. AuLage,

S 174, zu Beweisanträgen in Bezug auf die allgemeine Lage in Ländern mit hoher Berichtsdichte vgl. auch Erk. d. VwGH

vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Der Asylgerichtshof ist daher nicht verhalten, dem Beweisantrag zu entsprechen.In

Bezug auf den in der Berufungsschrift gestellten Beweisantrag auf Ergänzung des Ermittlungsverfahrens festgehalten,

dass hier kein tauglicher Bewesantrag vorliegt. Ein tauglicher Beweisantrag liegt nach der Rsp des VwGH nur dann vor,

wenn darin sowohl das Beweisthema wie auch das Beweismittel genannt sind und wenn das Beweisthema

sachverhaltserheblich ist (VwGH 24.1.1996, 94/13/0152; Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht, 3. AuLage, S 174, zu

Beweisanträgen in Bezug auf die allgemeine Lage in Ländern mit hoher Berichtsdichte vergleiche auch Erk. d. VwGH

vom 7.9.2007, Zahl 2005/20/0507). Der Asylgerichtshof ist daher nicht verhalten, dem Beweisantrag zu entsprechen.

Auch der Asylgerichtshof ist dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um einen als unzulässig zu erachtenden

Erkundungsbeweis handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern lediglich

unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der Partei

zu untermauern, sondern sollen es erst ermöglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des Verwaltungsgerichtshofes

sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen Verfahren - unzulässig. Daher

ist die Behörde/der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. §§ 37 iVm 39 Abs. 2 AVG zur Durchführung eines solchen

Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages) verpLichtet, sodass deren Unterlassung keinen

Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschläger - Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz

16 zu § 46 mwN). Nichts anderes beabsichtigt aber der Beschwerdeführer jedoch mit dem hier erörterten

Beweisantrag.Auch der Asylgerichtshof ist dazu nicht verhalten, zumal es sich hier auch um einen als unzulässig zu

erachtenden Erkundungsbeweis handelt. Erkundungsbeweise sind Beweise, die nicht konkrete Behauptungen sondern

lediglich unbestimmte Vermutungen zum Gegenstand haben. Sie dienen also nicht dazu, ein konkretes Vorbringen der

Partei zu untermauern, sondern sollen es erst ermöglichen, dieses zu erstatten. Nach der Rsp des

Verwaltungsgerichtshofes sind Erkundungsbeweise im Verwaltungsverfahren - und somit auch im asylgerichtlichen

Verfahren - unzulässig. Daher ist die Behörde/der Asylgerichtshof einerseits nicht gem. Paragraphen 37, in Verbindung

mit 39 Absatz 2, AVG zur Durchführung eines solchen Beweises (zur Entsprechung eines dahin gehenden Antrages)

verpLichtet, sodass deren Unterlassung keinen Verfahrensmangel bedeutet. (Hengstschläger - Leeb, Allgemeines

Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, Rz 16 zu Paragraph 46, mwN). Nichts anderes beabsichtigt aber der

Beschwerdeführer jedoch mit dem hier erörterten Beweisantrag.

Sofern in der Beschwerde seitens des Beschwerdeführers moniert wird, dass die Beweiswürdigung des

Bundesasylamtes mangelhaft sei, wird auf Basis der bereits dargelegten Erwägungen festgestellt, dass nach Ansicht

des AsylGH wie bereits oben ausgeführt das Bundesasylamt ein mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren

durchgeführt und in der Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei

der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und

übersichtlich zusammengefasst hat. Dem BF ist es nicht gelungen, der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes

dermaßen konkret und substantiiert entgegen zu treten, dass Zweifel an der Beweiswürdigung des Bundesasylamtes

aufgekommen wären. Vom BF wurde es unterlassen, durch klare, konkrete und substantiierte Ausführungen

darzulegen, warum er vom Vorliegen einer mangelhaften Ermittlungstätigkeit durch das Bundesasylamt ausgeht, was

jedoch unterblieb. Da somit weder aus dem amtswegigen Ermittlungsergebnis im Beschwerdeverfahren noch aus den

Ausführungen des BF ein substantiierter Hinweis auf einen derartigen Mangel vorliegt, kann ein solcher nicht

festgestellt werden.

Soweit im erstinstanzlichen Verfahren das Parteiengehör verletzt wurde, indem dem BF zur allgemeinen Lage in dessen

Herkunftsstaat, welche das Bundesasylamt als erwiesen annimmt, nicht sämtliche Erkenntnisquellen vollständig zur
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Kenntnis gebracht wurde, wird angeführt, dass der BF die Gelegenheit hatte, zum Ergebnis des Ermittlungsverfahrens

in der Beschwerde gegen den erstinstanzlichen Bescheid Stellung zu nehmen und er davon auch Gebrauch gemacht

hat. Im gegenständlichen Fall stand es dem BF aufgrund der Mangelhaftigkeit des erstinstanzlichen Verfahrens (§ 40

AsylG in der hier anzuwendenden Fassung) hinsichtlich der Verletzung des Parteiengehörs im Beschwerdeverfahren

weiters frei, zulässigerweise einen neuen Sachverhalt vorzubringen. Aufgrund der hier vorliegenden Sach- und

Rechtslage ist daher davon auszugehen, dass die Verletzung des Parteiengehörs durch die Möglichkeit der Einbringung

der Beschwerde in diesem konkreten Fall als saniert anzusehen ist (vgl. für viele: VwGH vom 11.9.2003, 99/07/0062;

VwGH vom 27.2.2003, 2000/18/0040; VwGH vom 26.2.2002, 98/21/0299), wodurch jedoch nicht gesagt ist, dass das

Bundesasylamt generell von der VerpLichtung, Parteiengehör zu gewähren befreit ist und nicht Fälle denkbar sind, in

welchen eine solche VerpLichtung zur Behebung des erstinstanzlichen Bescheides gem. § 66 (2) AVG führen

kann.Soweit im erstinstanzlichen Verfahren das Parteiengehör verletzt wurde, indem dem BF zur allgemeinen Lage in

dessen Herkunftsstaat, welche das Bundesasylamt als erwiesen annimmt, nicht sämtliche Erkenntnisquellen

vollständig zur Kenntnis gebracht wurde, wird angeführt, dass der BF die Gelegenheit hatte, zum Ergebnis des

Ermittlungsverfahrens in der Beschwerde gegen den erstinstanzlichen Bescheid Stellung zu nehmen und er davon

auch Gebrauch gemacht hat. Im gegenständlichen Fall stand es dem BF aufgrund der Mangelhaftigkeit des

erstinstanzlichen Verfahrens (Paragraph 40, AsylG in der hier anzuwendenden Fassung) hinsichtlich der Verletzung des

Parteiengehörs im Beschwerdeverfahren weiters frei, zulässigerweise einen neuen Sachverhalt vorzubringen.

Aufgrund der hier vorliegenden Sach- und Rechtslage ist daher davon auszugehen, dass die Verletzung des

Parteiengehörs durch die Möglichkeit der Einbringung der Beschwerde in diesem konkreten Fall als saniert anzusehen

ist vergleiche für viele: VwGH vom 11.9.2003, 99/07/0062; VwGH vom 27.2.2003, 2000/18/0040; VwGH vom 26.2.2002,

98/21/0299), wodurch jedoch nicht gesagt ist, dass das Bundesasylamt generell von der VerpLichtung, Parteiengehör

zu gewähren befreit ist und nicht Fälle denkbar sind, in welchen eine solche VerpLichtung zur Behebung des

erstinstanzlichen Bescheides gem. Paragraph 66, (2) AVG führen kann.

III. Rechtliche Beurteilungrömisch drei. Rechtliche Beurteilung

Artikel 151 Abs. 39 Z. 1 und 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:Artikel 151 Absatz 39, ZiAer eins und 4 Bundes-

Verfassungsgesetz (B-VG) lauten:

(39) Art. 10 Abs. 1 Z 1, 3, 6 und 14, Art. 78d Abs. 2, Art. 102 Abs. 2, Art. 129, Abschnitt B des (neuen) siebenten

Hauptstückes, Art. 132a, Art. 135 Abs. 2 und 3, Art. 138 Abs. 1, Art. 140 Abs. 1erster Satz und Art. 144a in der Fassung

des Bundesverfassungsgesetzes BGBl. I Nr. 2/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den Übergang zur neuen

Rechtslage gilt:(39) Artikel 10, Absatz eins, ZiAer eins, 3, 6 und 14, Artikel 78 d, Absatz 2,, Artikel 102, Absatz 2,, Artikel

129,, Abschnitt B des (neuen) siebenten Hauptstückes, Artikel 132 a,, Artikel 135, Absatz 2 und 3, Artikel 138, Absatz

eins,, Artikel 140, Absatz eins e, r, s, t, e, r, Satz und Artikel 144 a, in der Fassung des Bundesverfassungsgesetzes

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008, treten mit 1. Juli 2008 in Kraft. Für den Übergang zur neuen Rechtslage gilt:

Z 1: Mit 1. Juli 2008 wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.ZiAer eins :, Mit 1. Juli 2008

wird der bisherige unabhängige Bundesasylsenat zum Asylgerichtshof.

Z 4: Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom Asylgerichtshof

weiterzuführen.ZiAer 4 :, Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren sind vom

Asylgerichtshof weiterzuführen.

Gemäß § 61 (1) AsylG 2005 BGBl I Nr. 100/2005 idF BGBl I Nr. 4/2008 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder,

soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter überGemäß Paragraph 61, (1) AsylG 2005 Bundesgesetzblatt

Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, entscheidet der Asylgerichtshof

in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter über

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2. [.....]

(2) [.....]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter über Beschwerden gegen

1. zurückweisende Bescheide
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[......]

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Über die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der für die Behandlung der

Beschwerde zuständige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Im gegenständlichen Fall hat der AsylGH durch den Senat zu entscheiden.

Gem. § 23 des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof, BGBl. I, Nr. 4/2008 (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF

sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG BGBl. Nr. 1/1930, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I

Nr. 100 und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor

dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr.51, mit

der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des BegriAes "Berufung" der BegriA "Beschwerde" tritt,

weshalb im gegenständlichen Fall im hier ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 -

AVG, BGBl. Nr.51 zur Anwendung gelangt.Gem. Paragraph 23, des Bundesgesetzes über den Asylgerichtshof,

Bundesgesetzblatt römisch eins, Nr. 4 aus 2008, (Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG) idgF sind, soweit sich aus dem

Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930,, dem Asylgesetz 2005 - AsylG 2005,

Bundesgesetzblatt römisch eins Nr. 100 und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, Bundesgesetzblatt Nr.

10, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr.51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass

an die Stelle des BegriAes "Berufung" der BegriA "Beschwerde" tritt, weshalb im gegenständlichen Fall im hier

ersichtlichen Umfang das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr.51 zur

Anwendung gelangt.

Gemäß § 66 Abs. 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als

unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl

im Spruch als auch hinsichtlich der Begründung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu

setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.Gemäß Paragraph 66, Absatz 4,

AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehörde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzulässig oder

verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als

auch hinsichtlich der Begründung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehörde zu

setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern.

Gem. § 73 (1) Asylgesetz 2005, BGBl I Nr. 100/2005 (AsylG 2005) tritt dieses Gesetz mit der Maßgabe des § 75 (1) leg. cit

in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu

Ende zu führen sind.Gem. Paragraph 73, (1) Asylgesetz 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG

2005) tritt dieses Gesetz mit der Maßgabe des Paragraph 75, (1) leg. cit in Kraft, wonach alle am 31. Dezember 2005

anhängigen Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen sind.

Gegenständliches Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhängig, weshalb es nach den Bestimmungen des AsylG 2005

idgF zu führen war.

Das erkennende Gericht ist berechtigt, näher bezeichnete Teile des angefochtenen Bescheides zum Inhalt des

gegenständlichen Erkenntnisses zu erheben, ohne sie wiederholen zu müssen (vgl. z.B. das Erk. d. VwGH vom 4. 10.

1995, 95/01/0045; VwGH 24. 11. 1999, 99/01/0280; auch VwGH 8. 3. 1999, 98/01/0278), weshalb im gegenständlichen

Fall im bereits genannten Umfang auf den erstinstanzlichen Bescheid verwiesen wird.Das erkennende Gericht ist

berechtigt, näher bezeichnete Teile des angefochtenen Bescheides zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses zu

erheben, ohne sie wiederholen zu müssen vergleiche z.B. das Erk. d. VwGH vom 4. 10. 1995, 95/01/0045; VwGH 24. 11.

1999, 99/01/0280; auch VwGH 8. 3. 1999, 98/01/0278), weshalb im gegenständlichen Fall im bereits genannten Umfang

auf den erstinstanzlichen Bescheid verwiesen wird.

Ebenso ist das erkennende Gericht berechtigt, auf die außer Zweifel stehende Aktenlage (VwGH 16. 12. 1999,

99/20/0524) zu verweisen, weshalb auch hierauf im gegenständlichen Umfang verwiesen wird.

Das Bundesasylamt hat -vorbehaltlich der bereits getroAenen Ausführungen ur Verletzung des Parteiengehörs- ein

mängelfreies, ordnungsgemäßes Ermittlungsverfahren durchgeführt und in der Begründung des angefochtenen

Bescheides die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und
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die darauf gestützte Beurteilung in der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammengefasst. Die Erstbehörde hat sich

sowohl mit dem individuellen Vorbringen auseinander gesetzt, als auch ausführliche Sachverhaltsfeststellungen zur

allgemeinen Situation in Armenien auf Grundlage ausreichend aktuellen und unbedenklichen Berichtsmaterials

getroAen und in zutreAenden Zusammenhang mit der Situation des BF gebracht. Auch die rechtliche Beurteilung

begegnet keinen Bedenken.

Aufgrund der Feststellungen des Bundesasylamtes ist von auf ausreichend aktuelle Quellen (vgl. Erk. d. VwGHs. vom 9.

März 1999, Zl. 98/01/0287 und sinngemäß im Zusammenhang mit Entscheidungen nach § 4 AsylG 1997 das E. vom 11.

November 1998, 98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Zl. 99/01/0210) basierenden Feststellungen

auszugehen, welche den weiteren Ausführungen zu Grunde gelegt werden.Aufgrund der Feststellungen des

Bundesasylamtes ist von auf ausreichend aktuelle Quellen vergleiche Erk. d. VwGHs. vom 9. März 1999, Zl. 98/01/0287

und sinngemäß im Zusammenhang mit Entscheidungen nach Paragraph 4, AsylG 1997 das E. vom 11. November 1998,

98/01/0284, bzw. auch das E. vom 7. Juni 2000, Zl. 99/01/0210) basierenden Feststellungen auszugehen, welche den

weiteren Ausführungen zu Grunde gelegt werden.

Der AsylGH schließt sich diesen Ausführungen des Bundesasylamtes im angefochtenem Bescheid an und erhebt sie

zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses (vgl. für viele exemplarisch VwGH 25.3.1999, 98/20/0559; 8.6.2000,

99/20/0366; 30.11.2000, 2000/20/0356; 22.2.2001, 2000/20/0557; 21.6.2001, 99/20/046; 01.3.2007, 2006/20/0005;

21.3.2007, 2007/19/0085-3 [Ablehnung der Behandlung der Beschwerde]; 31.5.2007 2007/20/0488-6 [Ablehnung der

Behandlung der Beschwerde]).Der AsylGH schließt sich diesen Ausführungen des Bundesasylamtes im angefochtenem

Bescheid an und erhebt sie zum Inhalt des gegenständlichen Erkenntnisses vergleiche für viele exemplarisch VwGH

25.3.1999, 98/20/0559; 8.6.2000, 99/20/0366; 30.11.2000, 2000/20/0356; 22.2.2001, 2000/20/0557; 21.6.2001,

99/20/046; 01.3.2007, 2006/20/0005; 21.3.2007, 2007/19/0085-3 [Ablehnung der Behandlung der Beschwerde];

31.5.2007 2007/20/0488-6 [Ablehnung der Behandlung der Beschwerde]).

Dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls beizupLichten, dass kein Sachverhalt

hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuließe, dass der BF im Falle

einer Rückkehr nach Armenien dort einer Gefahr im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK bzw. § 8 AsylG ausgesetzt

wäre.Dem Bundesasylamt ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau jedenfalls beizupLichten, dass kein Sachverhalt

hervorkam, welcher bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen den Schluss zuließe, dass der BF im Falle

einer Rückkehr nach Armenien dort einer Gefahr im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A ZiAer 2, GFK bzw. Paragraph 8,

AsylG ausgesetzt wäre.

Ein systematisches, Lächendeckendes Vorgehen gehen Abkömmlinge aus Mischehen, welches dieser Personengruppe

einen Verbleib in Armenien unerträglich machen würde, ist nicht feststellbar, auch wenn im Einzelfall Animositäten,

welche jedoch nicht die asylrechtlich erforderliche Relevanz erreichen nicht gänzlich ausgeschlossen werden können.

Neben der geforderten Intensität fehlt es ihnen auch am geforderten Wahrscheinlichkeitskalkül, da die bloße

Wahrscheinlichkeit des Eintritts nicht ausreicht, von der maßgeblichen Wahrscheinlichkeit des Eintrittes jedoch nicht

auszugehen ist.

Der Umstand, dass die Republik Armenien gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstützende Leistungen nicht

biete welche Österreich bietet (vgl. für mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder auch

Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99) ist

jedenfalls irrelevant. Sonstige außerordentliche, ausnahmsweise vorliegende Umstände, welche im Rahmen einer

AußerlandeschaAung zu einer Verletzung des Art. 3 EMRK führen (EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964) führen,

kamen ebenfalls nicht hervor. Jedenfalls ist aus der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat (vgl. VfSlg. 13.897/1994,

14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder

erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984; ebenso: kein Hinweis auf die Existenz einer allgemein

existenzbedrohenden Notlage im Sinne einer allgemeinen Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige

diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) in Verbindung mit den individuellen Situation des BFs (junger,

gesunder, mobiler Mann, der bisher sein Leben im Herkunftsstaat meistern konnte [vgl. Erk. d. VwGHs vom 22.8.2007,

Zahlen 2005/01/0015-6, 2005/01/0017-8]) kein Hinweis hierauf ableitbar, welche zur gegenteiligen Feststellung führen

könnte. Ein Zustand willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen in Bezug auf das

Territorium der Türkei ist nicht feststellbar. Auch wenn sich Armenien in Bezug auf den Berg-Karabach-KonLikt oSziell

nach wie vor mit Aserbaidschan im Krieg beKndet, ist auf den notorisch bekannten WaAenstillstand zu verweisen.
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Wenn dieser gelegentlich gebrochen wird ist festzustellen, dass hieraus nicht darauf geschlossen werden kann, dass

sich Armenien in einem Zustand willkürlicher Gewalt beKndet; darüber hinaus steht es jedem Armenier frei, das Gebiet

entlang der WaAenstillstandslinie zu meiden. Hinweise auf einen Sacherhalt gem. Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr.

6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die AbschaAung der

Todesstrafe scheiden schon aufgrund der Ausgestaltung des armenischen Strafrechts aus.Der Umstand, dass die

Republik Armenien gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstützende Leistungen nicht biete welche Österreich

bietet vergleiche für mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964, oder auch Application no. 7702/04 by

SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99) ist jedenfalls irrelevant.

Sonstige außerordentliche, ausnahmsweise vorliegende Umstände, welche im Rahmen einer AußerlandeschaAung zu

einer Verletzung des Artikel 3, EMRK führen (EGMR 02.05.1997 -146/1996/767/964) führen, kamen ebenfalls nicht

hervor. Jedenfalls ist aus der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat vergleiche VfSlg. 13.897 aus 1994,, 14.119 aus 1995,,

vergleiche auch Artikel 3, des UN-Übereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder

erniedrigende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984; ebenso: kein Hinweis auf die Existenz einer allgemein

existenzbedrohenden Notlage im Sinne einer allgemeinen Hungersnot, Seuchen, Naturkatastrophen oder sonstige

diesen Sachverhalten gleichwertige Elementarereignisse) in Verbindung mit den individuellen Situation des BFs (junger,

gesunder, mobiler Mann, der bisher sein Leben im Herkunftsstaat meistern konnte [vgl. Erk. d. VwGHs vom 22.8.2007,

Zahlen 2005/01/0015-6, 2005/01/0017-8]) kein Hinweis hierauf ableitbar, welche zur gegenteiligen Feststellung führen

könnte. Ein Zustand willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen in Bezug auf das

Territorium der Türkei ist nicht feststellbar. Auch wenn sich Armenien in Bezug auf den Berg-Karabach-KonLikt oSziell

nach wie vor mit Aserbaidschan im Krieg beKndet, ist auf den notorisch bekannten WaAenstillstand zu verweisen.

Wenn dieser gelegentlich gebrochen wird ist festzustellen, dass hieraus nicht darauf geschlossen werden kann, dass

sich Armenien in einem Zustand willkürlicher Gewalt beKndet; darüber hinaus steht es jedem Armenier frei, das Gebiet

entlang der WaAenstillstandslinie zu meiden. Hinweise auf einen Sacherhalt gem. Artikel 2, EMRK, oder des Protokolls

Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die AbschaAung der

Todesstrafe scheiden schon aufgrund der Ausgestaltung des armenischen Strafrechts aus.

Letztlich ist auch anzuführen, dass -rein hypothetisch betrachtet ohne hierdurch den behaupteten ausreiskausalen

Sachverhalt als glaubwürdig werten zu wollen- es dem BF möglich und zumutbar wäre, sich im Falle der behaupteten

Bedrohungen an die armenischen Sicherheitsbehörden zu wenden, welche willens und fähig wären, ihm Schutz zu

gewähren.

Auch wenn ein solcher Schutz (so wie in keinem Staat auf der Erde) nicht lückenlos möglich ist, stellen die vom BF

geschilderten ÜbergriAe in Armenien oAensichtlich amtswegig zu verfolgende strafbare Handlungen dar (vgl. www

legistation.org, wo eine englischsprachige Version des armenischen Strafgesetzbuches und der armenischen

Strafprozessordung abrufbar ist) und andererseits existieren in Armenien Behörden welche zur StrafrechtspLege bzw.

zur Aufrechterhaltung der öAentlichen Sicherheit berufen und auch eAektiv tätig sind. Die Schutzwilligkeit und

Schutzfähigkeit der Behörden ist somit gegeben (vgl. hierzu auch die Ausführungen des VwGH im Erk. vom 8.6.2000,

Zahl 2000/20/0141 zu den Voraussetzungen der Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des türkischen Staates; Im soeben

zitierten Erk. führte der weiter aus: "Der Verwaltungsgerichtshof hat in dem die Gewährung von Asyl an einen

algerischen Staatsangehörigen betreAenden Erkenntnis vom 22. März 2000, Zl. 99/01/0256, ausgesprochen, dass

mangelnde Schutzfähigkeit des Staates nicht bedeute, dass der Staat nicht mehr in der Lage sei, seine Bürger gegen

jedwede Art. von ÜbergriAen durch Dritte präventiv zu schützen, sondern dass mangelnde Schutzfähigkeit erst dann

vorliege, wenn eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung "infolge nicht ausreichenden Funktionierens der

Staatsgewalt" nicht abgewendet werden könne (wobei auf die hg. Erkenntnisse vom 7. Juli 1999, Zl. 98/18/0037, und

vom 6. Oktober 1999, Zl. 98/01/0311, Bezug genommen wird). Dies sei dann der Fall, wenn für einen von dritter Seite

Verfolgten trotz des staatlichen Schutzes der Eintritt eines - entsprechende Intensität erreichenden - Nachteiles mit

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sei.Auch wenn ein solcher Schutz (so wie in keinem Staat auf der Erde)

nicht lückenlos möglich ist, stellen die vom BF geschilderten ÜbergriAe in Armenien oAensichtlich amtswegig zu

verfolgende strafbare Handlungen dar vergleiche www legistation.org, wo eine englischsprachige Version des

armenischen Strafgesetzbuches und der armenischen Strafprozessordung abrufbar ist) und andererseits existieren in

Armenien Behörden welche zur StrafrechtspLege bzw. zur Aufrechterhaltung der öAentlichen Sicherheit berufen und

auch eAektiv tätig sind. Die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit der Behörden ist somit gegeben vergleiche hierzu auch

die Ausführungen des VwGH im Erk. vom 8.6.2000, Zahl 2000/20/0141 zu den Voraussetzungen der Schutzwilligkeit
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und Schutzfähigkeit des türkischen Staates; Im soeben zitierten Erk. führte der weiter aus: "Der Verwaltungsgerichtshof

hat in dem die Gewährung von Asyl an einen algerischen Staatsangehörigen betreAenden Erkenntnis vom 22. März

2000, Zl. 99/01/0256, ausgesprochen, dass mangelnde Schutzfähigkeit des Staates nicht bedeute, dass der Staat nicht

mehr in der Lage sei, seine Bürger gegen jedwede "Art". von ÜbergriAen durch Dritte präventiv zu schützen, sondern

dass mangelnde Schutzfähigkeit erst dann vorliege, wenn eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung "infolge nicht

ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt" nicht abgewendet werden könne (wobei auf die hg. Erkenntnisse vom

7. Juli 1999, Zl. 98/18/0037, und vom 6. Oktober 1999, Zl. 98/01/0311, Bezug genommen wird). Dies sei dann der Fall,

wenn für einen von dritter Seite Verfolgten trotz des staatlichen Schutzes der Eintritt eines - entsprechende Intensität

erreichenden - Nachteiles mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten sei.

Die belangte Behörde leitete aus dem Umstand, dass der türkische Staat bereits die Androhung einer schweren und

rechtswidrigen Schadenszufügung strafgerichtlich verpöne, jedenfalls aber eine mit dem Motiv der Blutrache

begangene Tötung mit der [Anm: nunmehr in der Türkei nicht mehr angewandten] Todesstrafe bedrohe, die nicht

unschlüssige Folgerung ab, dass der türkische Staat gewillt sei, den erforderlichen Schutz zu gewähren. Nach den

Feststellungen der belangten Behörde hat der türkische Staat sowohl den Willen als auch die Fähigkeit, den

Beschwerdeführer vor den Gefahren einer befürchteten Blutrache ausreichend zu schützen. Die Beschwerde hält dem

Argument, der Beschwerdeführer hätte bei staatlichen Stellen Schutz vor Verfolgung Knden können, lediglich

entgegen, dass ein einmal gegebenes Versprechen, für eine getötete, nahe stehende Person Blutrache zu verüben,

nicht einfach wieder zurückgenommen werden könne. Das Versprechen, Blutrache zu üben, binde - nach islamischer

Weltanschauung - jene Person, die das Versprechen abgegeben habe, und keine wie auch immer geartete

Strafdrohung könne eine die Vollziehung der Blutrache versprechende Person von der Ausübung ihrer nunmehrigen

"PLicht" abschrecken. Der Vollzug der versprochenen Blutrache werde zur Lebensaufgabe des Versprechenden. Es

erscheine nicht möglich, sich unter den Schutz des türkischen Staates zu stellen, weil der Beschwerdeführer rund um

die Uhr bis zu seinem Lebensende vom türkischen Staat beschützt werden müsste. Der türkische Staat habe weder die

finanziellen Mitteln noch ein Interesse an einem solchen Personenschutz.

... Die belangte Behörde hat ...klar zum Ausdruck gebracht, dass sie von einer ausreichenden Schutzgewährung durch

den türkischen Staat ausgehe und sie hat den Beschwerdeführer erfolglos aufgefordert, Beweismittel vorzulegen, die

diese Annahme erschüttern könnten. Staatliche Schutzgewährung ist um so eher zu erwarten, als es sich bei den

mutmaßlichen Verfolgern um verhältnismäßig leicht auszuforschende Verwandte des vom Beschwerdeführer

widerrechtlich Getöteten handeln würde. Der Beschwerdeführer hat überdies nicht einmal den Versuch

unternommen, etwa durch Anzeige im Sinne des Art. 191 des türkischen Strafgesetzbuches staatlichen Schutz vor

möglicher Blutrache in Anspruch zu nehmen. Es ist auch nicht oAenkundig, dass der Beschwerdeführer der von ihm

behaupteten Gefahr in der gesamten Türkei ausgesetzt wäre und ihm daher keine Möglichkeit oAen stünde, innerhalb

seines Heimatstaates einen sicheren Aufenthaltsort zu Knden.").... Die belangte Behörde hat ...klar zum Ausdruck

gebracht, dass sie von einer ausreichenden Schutzgewährung durch den türkischen Staat ausgehe und sie hat den

Beschwerdeführer erfolglos aufgefordert, Beweismittel vorzulegen, die diese Annahme erschüttern könnten. Staatliche

Schutzgewährung ist um so eher zu erwarten, als es sich bei den mutmaßlichen Verfolgern um verhältnismäßig leicht

auszuforschende Verwandte des vom Beschwerdeführer widerrechtlich Getöteten handeln würde. Der

Beschwerdeführer hat überdies nicht einmal den Versuch unternommen, etwa durch Anzeige im Sinne des Artikel 191,

des türkischen Strafgesetzbuches staatlichen Schutz vor möglicher Blutrache in Anspruch zu nehmen. Es ist auch nicht

oAenkundig, dass der Beschwerdeführer der von ihm behaupteten Gefahr in der gesamten Türkei ausgesetzt wäre

und ihm daher keine Möglichkeit oAen stünde, innerhalb seines Heimatstaates einen sicheren Aufenthaltsort zu

finden.").

Der Umstand, dass der BF es gänzlich unterließ sich an die Behörden zu wenden, kann nicht zur Schlussfolgerung

führen, diese wären nicht willens und fähig gewesen, den BF zu schützen.

Die bloße Möglichkeit, dass staatlicher Schutz nicht rechtzeitig gewährt werden kann, vermag eine gegenteilige

Feststellung nicht zu begründen, solange nicht von der maßgeblichen Wahrscheinlichkeit der Nichtgewährung

staatlichen Schutzes auszugehen ist (vgl. hierzu die im Erkenntnis noch zu treAenden Ausführungen zum

Wahrscheinlichkeitskalkül).Die bloße Möglichkeit, dass staatlicher Schutz nicht rechtzeitig gewährt werden kann,
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vermag eine gegenteilige Feststellung nicht zu begründen, solange nicht von der maßgeblichen Wahrscheinlichkeit der

Nichtgewährung staatlichen Schutzes auszugehen ist vergleiche hierzu die im Erkenntnis noch zu treAenden

Ausführungen zum Wahrscheinlichkeitskalkül).

Unter richtlinienkonformer Interpretation ( Art. 6 der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.April 2004) kann eine

Verfolgung bzw. ein ernsthafter Schaden von nichtstaatlichen Akteuren (nur) dann ausgehen, wenn der Staat oder die

Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen,

"erwiesenermaßen" nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor Verfolgung bzw. ernsthaftem Schaden iSd Art.

7 leg cit zu bieten.Unter richtlinienkonformer Interpretation ( Artikel 6, der Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom

29.April 2004) kann eine Verfolgung bzw. ein ernsthafter Schaden von nichtstaatlichen Akteuren (nur) dann ausgehen,

wenn der Staat oder die Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes

beherrschen, "erwiesenermaßen" nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor Verfolgung bzw. ernsthaftem

Schaden iSd Artikel 7, leg cit zu bieten.

Nach der Rsp des VwGH ist für die Annahme einer Tatsache als "erwiesen" (vgl § 45 Abs. 2 AVG) allerdings keine

"absolute Sicherheit" (kein Nachweis "im naturwissenschaftlich-mathematisch exakten Sinn" erforderlich (VwGH

20.9.1990, 86/07/0091; 26.4.1995, 94/07/0033; 20.12.1996, 93/02/0177), sondern es genügt, wenn eine Möglichkeit

gegenüber allen anderen Möglichkeiten eine überragende Wahrscheinlichkeit (Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht

2004, 168f: an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit) oder gar die Gewissheit für sich hat und alle anderen

Möglichkeiten absolut oder mit Wahrscheinlichkeit ausschließt oder zumindest weniger wahrscheinlich erscheinen

lässt (VwGH 26.4.1995, 94/07/0033; 19.11.2003, 2000/04/0175; vgl auch VwSlg 6557 F/1990; VwGH 24.3.1994,

92/16/0142; 17.2.1999, 97/14/0059; in Hengstschläger-Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz

Kommentar, 2. Teilband, Rz 2 zu § 45).Nach der Rsp des VwGH ist für die Annahme einer Tatsache als "erwiesen"

vergleiche Paragraph 45, Absatz 2, AVG) allerdings keine "absolute Sicherheit" (kein Nachweis "im

naturwissenschaftlich-mathematisch exakten Sinn" erforderlich (VwGH 20.9.1990, 86/07/0091; 26.4.1995, 94/07/0033;

20.12.1996, 93/02/0177), sondern es genügt, wenn eine Möglichkeit gegenüber allen anderen Möglichkeiten eine

überragende Wahrscheinlichkeit (Thienel, Verwaltungsverfahrensrecht 2004, 168f: an Sicherheit grenzender

Wahrscheinlichkeit) oder gar die Gewissheit für sich hat und alle anderen Möglichkeiten absolut oder mit

Wahrscheinlichkeit ausschließt oder zumindest weniger wahrscheinlich erscheinen lässt (VwGH 26.4.1995, 94/07/0033;

19.11.2003, 2000/04/0175; vergleiche auch VwSlg 6557 F/1990; VwGH 24.3.1994, 92/16/0142; 17.2.1999, 97/14/0059; in

Hengstschläger-Leeb, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, Manz Kommentar, 2. Teilband, Rz 2 zu Paragraph

45,).

In Bezug auf diese Umstände - nämlich, dass der Staat oder die Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen

wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, "nicht in der Lage" oder "nicht willens" sind, Schutz vor Verfolgung

bzw. ernsthaftem Schaden iSd Art. 7 leg cit zu bieten - besteht für den Berufungswerber somit ein erhöhtes Maß an

erforderlichem Überzeugungsgrad der Behörde. Die (bloße) Glaubhaftmachung ist gem. Art. 6 der Richtlinie

2004/83/EG des Rates vom 29.April 2004 demnach als Beweismaß dafür nicht ausreichend. Es muss "erwiesen"

werden.In Bezug auf diese Umstände - nämlich, dass der Staat oder die Parteien oder Organisationen, die den Staat

oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, "nicht in der Lage" oder "nicht willens" sind, Schutz vor

Verfolgung bzw. ernsthaftem Schaden iSd Artikel 7, leg cit zu bieten - besteht für den Berufungswerber somit ein

erhöhtes Maß an erforderlichem Überzeugungsgrad der Behörde. Die (bloße) Glaubhaftmachung ist gem. Artikel 6, der

Richtlinie 2004/83/EG des Rates vom 29.April 2004 demnach als Beweismaß dafür nicht ausreichend. Es muss

"erwiesen" werden.

Gelingt dies nicht, ist davon auszugehen, dass sie dazu sowohl in der Lage als auch willens sind, wenn der Staat oder

die Parteien oder Organisationen einschließlich internationaler Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen

Teil des Staatsgebietes beherrschen, geeignete Schritte einleiten, um die Verfolgung oder den ernsthaften Schaden zu

verhindern, beispielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, Strafverfolgung und Ahndung von

Handlungen, die eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden darstellen, und wenn der Antragsteller Zugang zu

diesem Schutz hat. Diesfalls gilt gem. Art. 7 Abs. 2 leg cit, dass "generell Schutz gewährleistet ist".Gelingt dies nicht, ist

davon auszugehen, dass sie dazu sowohl in der Lage als auch willens sind, wenn der Staat oder die Parteien oder

Organisationen einschließlich internationaler Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des

Staatsgebietes beherrschen, geeignete Schritte einleiten, um die Verfolgung oder den ernsthaften Schaden zu
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verhindern, beispielsweise durch wirksame Rechtsvorschriften zur Ermittlung, Strafverfolgung und Ahndung von

Handlungen, die eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden darstellen, und wenn der Antragsteller Zugang zu

diesem Schutz hat. Diesfalls gilt gem. Artikel 7, Absatz 2, leg cit, dass "generell Schutz gewährleistet ist".

Im gegenständlichen Fall hat der Beschwerdeführer weder behauptet noch bescheinigt, dass derartiges Verhalten in

Armenien nicht pönalisiert wäre oder die Polizei oder auch andere für den Rechtsschutz eingerichtete Institutionen

grds. nicht einschreiten würden, um einen Schaden mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit abzuwenden. Darauf weisen

auch die Feststellungen des BAA grds. nicht hin, wenngleich die Berichte zu erkennen geben, dass durchaus auch noch

erhebliche DeKzite bestehen. Der BF bringt keinen konkreten substantiierten Sachverhalt vor, welcher den Schluss

zuließe, dass die armenischen Behörden gerade in seinem Falle nicht einschreiten würden. Auch in der gegen den

erstinstanzlichen Bescheid erstatteten Berufung werden keine über dieses unsubstantiierte Vorbringen

hinausgehende Ausführungen vorgebracht. Im gegenständlichen Fall ist seinen Aussagen nicht zu entnehmen, dass er

versucht hätte sich an die Polizei, das Gericht oder etwa an den Ombudsmann zu wenden. Es kann dem Vorbringen

auch nicht entnommen werden, dass ihm Schutz verweigert worden wäre oder er keinen Zugang zu den

Schutzmechanismen hätte. Im Verfahren kam auch nicht konkret hervor, dass der Staat selbst der Verfolger wäre. Im

Ergebnis hat der BF im erstinstanzlichen Verfahren kein derartiges Vorbringen konkret und substantiiert erstattet, die

hinreichende Zweifel am Vorhandensein oder an der EAektivität der Schutzmechanismen - dies wurde durch diese

unbescheinigt und unsubstantiiert gebliebenen Behauptungen weder glaubhaft gemacht (vgl. EGMR, Fall H.L.R. gegen

Frankreich) noch kann dies als erweislich angesehen werden - verursacht hätten und daher das BAA über die ohnedies

schon getroAenen Feststellungen zu den Schutzmechanismen nicht noch darüber hinaus weitere tiefere Ermittlungen

zu diesem Beweisthema zu bewerkstelligen gehabt hätte. Auch unter diesem Aspekt könnte das erstinstanzliche

Ermittlungsverfahren nicht als mangelhaft bezeichnet werden.Im gegenständlichen Fall hat der Beschwerdeführer

weder behauptet noch bescheinigt, dass derartiges Verhalten in Armenien nicht pönalisiert wäre oder die Polizei oder

auch andere für den Rechtsschutz eingerichtete Institutionen grds. nicht einschreiten würden, um einen Schaden mit

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit abzuwenden. Darauf weisen auch die Feststellungen des BAA grds. nicht hin,

wenngleich die Berichte zu erkennen geben, dass durchaus auch noch erhebliche DeKzite bestehen. Der BF bringt

keinen konkreten substantiierten Sachverhalt vor, welcher den Schluss zuließe, dass die armenischen Behörden gerade

in seinem Falle nicht einschreiten würden. Auch in der gegen den erstinstanzlichen Bescheid erstatteten Berufung

werden keine über dieses unsubstantiierte Vorbringen hinausgehende Ausführungen vorgebracht. Im

gegenständlichen Fall ist seinen Aussagen nicht zu entnehmen, dass er versucht hätte sich an die Polizei, das Gericht

oder etwa an den Ombudsmann zu wenden. Es kann dem Vorbringen auch nicht entnommen werden, dass ihm

Schutz verweigert worden wäre oder er keinen Zugang zu den Schutzmechanismen hätte. Im Verfahren kam auch

nicht konkret hervor, dass der Staat selbst der Verfolger wäre. Im Ergebnis hat der BF im erstinstanzlichen Verfahren

kein derartiges Vorbringen konkret und substantiiert erstattet, die hinreichende Zweifel am Vorhandensein oder an

der EAektivität der Schutzmechanismen - dies wurde durch diese unbescheinigt und unsubstantiiert gebliebenen

Behauptungen weder glaubhaft gemacht vergleiche EGMR, Fall H.L.R. gegen Frankreich) noch kann dies als erweislich

angesehen werden - verursacht hätten und daher das BAA über die ohnedies schon getroAenen Feststellungen zu den

Schutzmechanismen nicht noch darüber hinaus weitere tiefere Ermittlungen zu diesem Beweisthema zu

bewerkstelligen gehabt hätte. Auch unter diesem Aspekt könnte das erstinstanzliche Ermittlungsverfahren nicht als

mangelhaft bezeichnet werden.

Im Ergebnis ist daher bei hypothetischer Prüfung des Vorbringens davon auszugehen, dass der armenische Staat

willens und fähig wäre, Schutz zu gewähren.

Aus dem Vorbringen des BF kann bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatschen kein Hinweis abgeleitet werden,

dass dieser vernünftiger Weise (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380) in dessen Herkunftsstaat mit einer über die bloße

Möglichkeit (z.B. VwGH vom 19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262) hinausgehenden

maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einer aktuellen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194) Gefahr ausgesetzt wäre.

Ebenfalls bestehen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter Tatsachen keine Hinweise, dass durch eine Ausweisung

in den Herkunftsstaat auf unzulässige Weise in das Privat- und Familienleben des BF gem. Art. 8 EMRK eingegriAen

werden würde. Hier wird besonders auf die jüngste Judikatur der Gerichtshöfe des öAentlichen Rechts (Erk. d. VfGH

vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwGH vom 17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 bis 219-6), sowie des EGMR

(Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte Königreich, Nr. 21878/06) verwiesen, bei deren umfassender
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Beachtung kein Hinweis zu Tage kommt, dass eine Auseisung des BF in unzulässiger Weise in sein durch Art. 8 EMRK

geschütztes Privatund/oder Familienleben eingreift.Ebenfalls bestehen bei Berücksichtigung sämtlicher bekannter

Tatsachen keine Hinweise, dass durch eine Ausweisung in den Herkunftsstaat auf unzulässige Weise in das Privat- und

Familienleben des BF gem. Artikel 8, EMRK eingegriAen werden würde. Hier wird besonders auf die jüngste Judikatur

der Gerichtshöfe des öAentlichen Rechts (Erk. d. VfGH vom 29.9.2007, Zahl B 1150/07-9 und Erk. d. VwGH vom

17.12.2007, Zahl 2006/01/0216 bis 219-6), sowie des EGMR (Urteil vom 8. April 2008, NNYANZI gegen das Vereinigte

Königreich, Nr. 21878/06) verwiesen, bei deren umfassender Beachtung kein Hinweis zu Tage kommt, dass eine

Auseisung des BF in unzulässiger Weise in sein durch Artikel 8, EMRK geschütztes Privatund/oder Familienleben

eingreift.

Die vom BF vertretene Rechtsansicht ist irrig, da § 10 (2) 1 AsylG die Verfügung der Ausweisung dann für nicht zulässig

erklärt, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt. E

contrario ist die Verfügung der Ausweisung zulässig, wenn dem BF -so wie im gegenständlichen Fall- ein bloß auf

dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt.Die vom BF vertretene Rechtsansicht ist irrig, da Paragraph

10, (2) 1 AsylG die Verfügung der Ausweisung dann für nicht zulässig erklärt, wenn dem Fremden im Einzelfall ein nicht

auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt. E contrario ist die Verfügung der Ausweisung zulässig,

wenn dem BF -so wie im gegenständlichen Fall- ein bloß auf dieses Bundesgesetz gestütztes Aufenthaltsrecht

zukommt.

Soweit der Beschwerdeführer in der Beschwerde zum Beweis der darin vorgebrachten Umstände die (nochmalige)

persönliche Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der Beschwerde nicht angeführt wird, was bei einer

solchen - inzwischen schon wiederholt stattgefundenen persönlichen Einvernahmen, welchen die Beweiskraft des § 15

AVG zukommt- konkret an entscheidungsrelevantem und zu berücksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen

hätte können, insbesondere, womit er die aufgetretenen und für die Entscheidung maßgeblichen Widersprüche und

Unplausibilitäten, die zur Nichtglaubhaftmachung seiner ausreisekausalen Gründe führten, aufzuklären beabsichtige.

So argumentiert auch der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde

darzulegen ist, was seine ergänzende Einvernahme an diesen Widersprüchen hätte ändern können bzw. welche

wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen wären. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337).

Wird dies unterlassen, so besteht keine VerpLichtung zur neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen

Beweiswürdigung, der sich der Asylgerichtshof anschließt, nicht substantiiert entgegen getreten wird.Soweit der

Beschwerdeführer in der Beschwerde zum Beweis der darin vorgebrachten Umstände die (nochmalige) persönliche

Einvernahme beantragt, wird festgestellt, dass in der Beschwerde nicht angeführt wird, was bei einer solchen -

inzwischen schon wiederholt stattgefundenen persönlichen Einvernahmen, welchen die Beweiskraft des Paragraph 15,

AVG zukommt- konkret an entscheidungsrelevantem und zu berücksichtigendem Sachverhalt noch hervorkommen

hätte können, insbesondere, womit er die aufgetretenen und für die Entscheidung maßgeblichen Widersprüche und

Unplausibilitäten, die zur Nichtglaubhaftmachung seiner ausreisekausalen Gründe führten, aufzuklären beabsichtige.

So argumentiert auch der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung, dass schon in der Beschwerde

darzulegen ist, was seine ergänzende Einvernahme an diesen Widersprüchen hätte ändern können bzw. welche

wesentlichen Umstände (Relevanzdarstellung) dadurch hervorgekommen wären. (zB. VwGH 4.7.1994, 94/19/0337).

Wird dies unterlassen, so besteht keine VerpLichtung zur neuerlichen Einvernahme, da damit der erstinstanzlichen

Beweiswürdigung, der sich der Asylgerichtshof anschließt, nicht substantiiert entgegen getreten wird.

Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden,Gemäß Paragraph 41,

Absatz 7, AsylG hat der Asylgerichtshof Paragraph 67 d, AVG mit der Maßgabe anzuwenden,

dass eine mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der

Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht

den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zur außer Kraft getretenen Regelung des

Art. II Abs. 2 lit. D Z 43a EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklärt

anzusehen, wenn die erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substantiiert bekämpft wird oder der

Berufungsbehörde ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich

relevante Neuerungen vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre Entscheidung auf zusätzliche

Ermittlungsergebnisse stützen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003,

2002/20/0533; 12.06.2003, 2002/20/0336). Gemäß dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im
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vorliegenden Fall die Durchführungdass eine mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus

der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen

zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Nach der Judikatur des

Verwaltungsgerichtshofes zur außer Kraft getretenen Regelung des Artikel römisch zwei, Absatz 2, lit. D ZiAer 43 a,

EGVG war der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Berufung nicht als geklärt anzusehen, wenn die

erstinstanzliche Beweiswürdigung in der Berufung substantiiert bekämpft wird oder der Berufungsbehörde

ergänzungsbedürftig oder in entscheidenden Punkten nicht richtig erscheint, wenn rechtlich relevante Neuerungen

vorgetragen werden oder wenn die Berufungsbehörde ihre Entscheidung auf zusätzliche Ermittlungsergebnisse

stützen will (VwGH 02.03.2006, 2003/20/0317 mit Hinweisen auf VwGH 23.01.2003, 2002/20/0533; 12.06.2003,

2002/20/0336). Gemäß dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die

Durchführung

einer mündlichen Verhandlung beim Asylgerichtshof unterbleiben, da der maßgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage

in Verbindung mit der Beschwerde geklärt war und darüber hinaus aus sich aus den bisherigen Ermittlungen

zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen des BF nicht den Tatsachen entspricht. Was das Vorbringen des

Beschwerdeführers in der Beschwerde betriAt, so Kndet sich in dieser kein neues bzw. kein ausreichend konkretes

Tatsachenvorbringen hinsichtlich allfälliger sonstiger Fluchtgründe des Beschwerdeführers. Auch tritt der

Beschwerdeführer in der Beschwerde den seitens der Behörde erster Instanz getätigten Ausführungen nicht in

ausreichend konkreter Weise entgegen.

Schlagworte

Ausweisung, Erkundungsbeweis, gemischte ethnische Herkunft, Glaubwürdigkeit, mangelnde Asylrelevanz, non

refoulement, private Verfolgung, Sicherheitslage, staatlicher Schutz
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